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Die gegenwärtige Debatte über die Möglichkeit, die Konvergenz politischer und wirtschaftlicher Institutionen in Osteuropa hin zu westeuropäischen Standards durch Anreize von außen zu beschleunigen, konzentriert sich nahezu ausschließlich auf den Einfluss der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) der EU. Aufgrund einer fehlenden Beitrittsperspektive wird dabei vor allem die schwache Wirkung der Angebote zur wirtschaftlichen Integration kritisch gesehen. 

Diese Debatte übersieht jedoch, dass gerade in Osteuropa ein hoher Bedarf an regionaler Sicherheit besteht, der einen eigenständigen Einfluss der NATO auf die institutionelle Konvergenz der östlichen Nachbarländer begründen könnte. Außerdem hat auch die NATO ein abgestuftes Integrationsverfahren bis hin zur Mitgliedschaft aufgebaut, mit dem demokratische und marktwirtschaftliche Strukturen eingefordert werden. Diese NATO-Konditionalität geht auch über den engen Militär-, Sicherheits- und Rüstungsbereich hinaus. Schließlich gesteht die NATO im Gegensatz zur EU auch Ländern wie Ukraine und Georgien eine Beitrittsperspektive zu. 

In diesem Beitrag analysieren wir deshalb die NATO-Kooperation am Beispiel der Ukraine. Neben dem Beitrag zur Orangenen Revolution werden dabei konkrete NATO-Potentiale bei demokratie- und marktwirtschaftsrelevanten Reformen im Militär- und Rüstungsbereich untersucht. Insgesamt bestätigt das Beispiel Ukraine, dass die NATO zum demokratischen Wandel beiträgt und dass sich auch Budgetkontrolle und marktwirtschaftliche Regulierungen zunehmend durchsetzen. Allerdings werden NATO-Anreize nach der Orangenen Revolution zwar deutlich stärker aufgenommen, gerade Reformen in sensiblen Politikbereichen benötigen jedoch eine breite Unterstützung durch Wirtschaftsinteressen und die Zivilgesellschaft.
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1. Einleitung

 „ ... Die NATO ist ein Synonym für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Respekt für Menschenrechte. Aus diesem Blickwinkel, denke ich, dass die NATO- Erweiterung ein stabilisierender Prozess ist.“
Jaap de Hoop Scheffer (Interview mit der BBC, 3. April 2008)

Obwohl mehrere internationale Organisationen ihre Tätigkeiten auf institutionelle Kon​ver​genz gerichtet haben, konzentrieren sich die meisten empirischen Untersuchungen auf die Rolle der EU in diesem Prozess. Entsprechend wir in der Regel auch von Europäisierung (Europeanisation) und nicht von Annäherung an den Westen (Westernisation) gesprochen. Dabei wird sowohl in der Literatur als auch in der öffentlichen Diskussion oft übersehen, dass die NATO neben der Kooperation auf militä​rischer Ebene auch institutionelle Konvergenz, den Transfer ihrer grundlegenden Werte und damit auch demokratische und marktwirtschaftliche Entwicklungen als Voraussetzung für einen Mitgliedschaftsprozess einfordert. 
Die Ukraine ist dabei ein interessantes Fallbeispiel. Oft als „Grenzland“ zwischen Ost und West bezeichnet, strebte die politische Führung nach der Orangenen Revolu​tion mit einer breiten Unterstützung der Bevölkerung die Mitgliedschaft in der EU an.
 Diese Erwartungen wurden jedoch enttäuscht. Während des letzten Ukraine-EU Gipfeltreffens im September 2008 hat die EU erklärt, dass auch im neuen erweiterten Vertrag, der Assoziierungsabkommen heißen wird, eine Beitrittsperspektive für die Ukraine ausbleiben wird.
 Somit verringert die EU ihre Möglichkeiten, die innenpolitische Elite und die Bevölkerung in der Ukraine für die weitere institutionelle Konvergenz zu motivieren. Insgesamt verläuft die Europäisierung innerhalb der ENP ohne eine EU-Bei​trittsperspektive schleppend und instabil.

Die NATO dagegen hat besonders nach dem Krieg zwischen Russland und Georgien an sicherheitspolitischer Attraktivität in der Ukraine gewonnen und, im Gegensatz zur EU, der Uk​raine auf dem Gipfel von Bukarest im April 2008 eindeutig eine Beitrittsperspektive angeboten – wenn auch noch nicht den ersehnten Membership Action Plan (MAP). Diese sicherheitspolitisch relevante Aussage dürfte für die Ukraine aufgrund der sensiblen Krim​frage, dem großen Anteil Russisch sprechender Einwohner und den jüngsten Ereignissen in Ab​chasien und in Südossetien von zunehmender politischer Bedeutung sein.
 Neben den rein sicherheitspolitischen Mecha​nismen verfügt die NATO deshalb vermutlich über eine relevante Hebelwirkung bei ihrem Verlangen nach Förderung von Demokratie, Marktwirtschaft und Rechtsstaatlichkeit.
Dieser Aufsatz basiert auf dem Ergebnis einer ökonometrischen Untersuchung über die Determinanten institutioneller Entwicklung in Transformations​ländern (Schweickert et al. 2008). Es hat sich gezeigt, dass die NATO einen eigenständigen, positiven Einfluss auf den institutionellen Wandel in Transformationsländern hat. Ziel dieses Beitrags ist es, diesen statistischen Befund einer Überprüfung zu unterziehen, in dem mögliche Wirkungszusam​menhänge zwischen der Ko​operation mit der NATO und der institutionellen Entwicklung in der Ukraine analysiert werden. 
2.  Die NATO als Katalysator institutioneller Entwicklung
Blickt man auf den geographischen Rahmen und das Erweiterungs- und Kooperationstempo hat die NATO die EU in Osteuropa inzwischen weitgehend überholt (Tabelle 1). Die NATO die erste Stufe ihrer Kooperationsabkommen, das Partnerschaft für den Frieden – Programm (PfP), mit fast allen post-kommunistischen Staaten, und ebenso mit der Ukraine, bereits 1994 geschlossen. Auch der NATO-Beitritt erfolgte in einigen Ländern deutlich früher als deren EU-Beitritt. So traten Tschechien, Ungarn und Polen fünf Jahre und Bulgarien und Rumänien drei Jahre vor ihrem EU-Beitritt bereits der NATO bei. 
<Tabelle 1 etwa hier>
Natürlich darf nicht übersehen werden, dass die Staaten sich für den NATO-Beitritt weniger stark wandeln mussten, als für einen EU-Beitritt. Dennoch stellt die NATO eine komplementäre Kraft für eine westliche Annäherung (Westernisation) der EU-Nachbarländer in der ehemaligen Sowjetunion dar – zeitlich früher und geographisch breiter als bei der EU. In Analogie zur Nachbarschaftseuropäisierung (Neighbourhood Europeanization) durch die ENP der EU verfügt auch die NATO über Mechanismen, die institutionelle Konvergenz bewirken können:

· Alle Schritte der NATO-Kooperation beinhalten Forderungen nach institutioneller Konvergenz. Bereits das Programm Part​nerschaft für den Frieden (PfP) und in noch stärkerem Maße die weiteren Integrationsschritte Individueller Partnerschaftsaktionsplan und Intensivierter Dialog enthalten konkrete Forderungen über demokratische und marktwirt​schaftliche Institutionen - im Austausch gegen die Aussicht auf vertiefte militärische und sicherheitspoli​tische Zusammen​arbeit.
 
· Für die institutionellen Reformen kann die NATO den osteuropäischen Ländern als Anreiz und Belohnung Sicherheitsgarantien für ihre staatlichen Integrität, insbesondere gegenüber Russland, anbieten. Diese treten zwar erst mit der Mitgliedschaft in Kraft. Gerade dies ist jedoch ein starker Anreiz in der Kooperationsphase die Forderungen der NATO zu erfüllen, um diese Mitgliedschaft zu erreichen. Außerdem ist zu vermuten, dass auch schon bei einer vertieften Zusammenarbeit die tatsächliche Sicherheit eines Landes steigt.
 Länder wie die Ukraine können überdies erwarten, dass eine erhöhte Sicherheit durch eine NATO-Kooperation ausländische Direktinvestitionen anzieht.
 Die NATO-Integration erleichtert außerdem den Zu​gang zu den europäischen Rüstungsmärkten und ermöglicht Kosteneinsparungen durch Rationalisierungseffekte bei der Waffen- und Rüstungsproduktion. 
· Durch den institutionellen Kooperationsrahmen (Linkages) kann die NATO einen Sozialisierungseffekt bei der institutionellen Annäherung an die westlichen Institutionen erzeugen.
 Der Transfer demokratischer und marktwirtschaftlicher Institutionen wird spe​ziell durch Konsultationen im Rahmen der gemeinsamen Institutionen Joint Working Groups on Defence Reform, Joint Working Groups on Defence-Technical Cooperation, NATO Science Committee und NATO Re​search and Technology Organization unterstützt. Korruption in den Verteidigungs- und Sicherheitssektoren wird im Rahmen Partnership Action Plan Defence Integrity Building (PAP-DIB) bekämpft. Seit Juli 2008 wurde der PAP-DIB mit der Initiative Building In​tegrity and Reducing Corruption Risk erweitert.

Die Konditionalität des NATO-Integrationsprozesses zielt dabei auf zentrale Bereiche staatlicher Aktivität: die zivile und demokratische Kontrolle über das Militär sowie eine marktwirtschaftliche Ordnung in der Rüstungsindustrie.
Die Erfüllung von NATO-Forderungen kann damit erhebliche Effekte auf Demokratie und Wirtschaft in der Ukraine und den anderen NATO-Kooperationsländern haben. Wie tiefgehend die NATO-Integration tatsächlich auf Demokratie und Marktwirtschaft wirkt, hängt natürlich we​sentlich von der innenpolitischen Resonanz, dem politischen, ökonomischen und sozialen Kontext und der politischen und wirtschaftlichen Kultur ab. Dieses bedeutet, dass tatsächliche Wirkungen auf Demokratie und Marktwirtschaft nur dann stattfinden kön​nen, wenn die externen NATO-Anreize auf eine interne Bereitschaft zur Reform treffen.
3.  Demokratie und Marktwirtschaft in der Ukraine – NATO als Katalysator?
Die Orangene Revolution stellt eine Zäsur in den Beziehungen zwischen der Ukraine und der NATO dar.
 Zuvor hatte die Ukraine bereits wesentliche Kooperationsschritte – PfP (1994), Charta (1997) und IPAP/AP (2002) – durchlaufen. Sowohl unter Krawtschuk (1991-1994) als auch unter Kutschma (1994-2004) blieben die Deklarationen über eine interne Reformbereitschaft trotz der Intensivierung der Kooperation „auf dem Papier“ und eine institutionelle Konvergenz fand kaum statt.
 Die NATO verknüpfte deshalb die Möglichkeit einer vertieften Zusammenarbeit mit der Notwendigkeit weiterer demokratischer Reformen in der Ukraine,
 die Präsidentschaftswahlen von 2004 waren der Lakmus-Test für eine Vertiefung der Kooperation. Als eine Reaktion darauf kündigten Kutschma und der damalige Regierungschef Viktor Janukowytsch eine Außenpolitik des „pragmatischen Nationalismus“ ohne NATO-Integration an.
 Der Kandidat der national-demokratischen Kräfte, Viktor Juschtschenko, befürwortete dagegen die volle Mitgliedschaft der Ukraine in der NATO und in der EU.

Ein Beitrag der NATO zur Orangenen Revolution - vor allem im Vergleich zur EU – lässt sich nicht konkret nachweisen. Die die Intensivie​rung der Beziehungen durch das AP seit 2002 waren jedoch zumindest ein Baustein. Die zunehmende Konsultationsdichte und Konditionierungsmechanismen sowie die Verschiebung des Eintritts in einen konkreten Beitrittsprozess, die die NATO mit Demokratiedefiziten im Regime Kutscmas begründete, haben vermutlich durchaus gewirkt und letztlich zu mehr Demokratie und Marktwirtschaft in der Ukraine beigetragen. 
Nach der Orangenen Revolution, war der Übergang zu einer Kooperation mit Beitrittsperspektive für die Ukraine, der durch den Eintritt in den für mögliche Beitrittskandidaten konzipierten Intensivierten Dialog (ID)
 im Jahr 2006 markiert. Entsprechend beendete der neue Präsident Juschtschenko die multi​vektorale Außenpolitik seiner Vorgänger und erklärte die Integration der Ukraine in die NATO und in die EU zur höchsten Priorität. Die NATO intensivierte ihrerseits die Politik der „geöffneten Türen“. Der ID legte dabei den Fokus der Kooperation auf die Demokratisierung, die Reform der militärischen und außermilitärischen Strukturen und die Information der Öffent​lichkeit über die NATO. 
Die Zusammenarbeit zwischen NATO und Ukraine wird im Weiteren in zwei Bereiche unterteilt, die in allen NATO-Kooperationsschritten als Prioritäten gelten: die Etablierung von ziviler Kontrolle über das Militär (betrachtet als einen Schritt in Richtung demokratisches Governance) und die Bemühungen um marktwirtschaftliche Strukturen in der Rüstungsindustrie. Diese Bereiche erlauben eine weitgehende Zusammenarbeit auch ohne den formalen Einstieg in einen,MAP. 

4.
Demokratieförderung durch zivile Kontrolle über das  Militär

Die Ukraine erbte von der Sowjetunion die zweitgrößte Armee in Europa, verfügte aber über keine Institutionen und Mechanismen der zivilen Kontrolle über das Militär. Bei den Reformen in diesem Bereich dienten deshalb westliche Doktrinen einer zivilen Kontrolle über das Militär – die auch von der NATO gefordert sind – als Vorlage.
 Sogar vor der Orangenen Revolution wurden auf Basis des PfP-Kooperation neue Strukturen und Institutionen für die zivile Kontrolle über das Militär, die den NATO- Standards formal entsprachen, geschaffen (Abbildung 1).
 Diese Umsetzung ist sehr stark auf einen zentralen Einfluss des Präsidenten zugeschnitten. Zudem ist der Verteidigungsminister für die Umsetzung der Si​cherheits- und Verteidigungspolitik zuständig; die operative Regulierung der Streitkräfte ist jedoch dem Generalstab, der dem Präsidenten unterstellt ist, zugeordnet. Die zivile Kontrolle des Militärs ist somit zumindest eingeschränkt. Ungeachtet der formal existierenden Institutionen der zivilen Kontrolle wurden diese außerdem im Regime Kutschmas oft missachtet. 
 Insgesamt wurde die „zivile Kontrolle mit militärischen Mitteln“ gewährleistet und die europäischen Standards, die formal in den Gesetzen abgebildet wurden, de facto nicht umgesetzt.
<Abbildung 1 etwa hier>
Nach der Orangenen Revolution, auf deren Agenda auch die Integration in die NATO stand, hat die neue politische Führung im Rahmen des Intensivierten Dialogs eine systemische Transformation des militärischen Sektors unternommen.
 Heute entspricht die Organisationsstruktur und die Funktionsweise des ukrainischen Verteidigungsministeriums generell den NATO-Standards der zivilen Kontrolle über das Militär. Besonders stark sind die Führung und die Aufsicht in den Bereichen Policy und Planung, Personal- und Ressourcenmanagement, Revi​sion der Finanzen (Audit) etc. verbessert worden. Ab 2005 wurden alle wichtigen Posten im Verteidigungsministerium (der Minister und die stellvertretenden Minister) mit Nicht-Militärs besetzt. Auch die Abteilungen des Verteidigungsministeriums, die zuvor von Militärpersonal dominiert wurden, wurden nun zivilem Personal unterstellt. Außerdem ist das Verteidigungsministerium für die Medien und die Zivilgesellschaft viel transparenter ge​worden. Seit 2005 informiert ein Weißbuch regelmäßig die Öffentlichkeit über Aktivitäten des Verteidigungsministeriums, und ein Public Council organisiert einen ständigen Dialog zwischen militärischen Einheiten und der Zivilgesellschaft. Um den Kriterien für eine NATO-Mitgliedschaft schon vorab zu entsprechen wurde auch die Budgetkontrolle durch eine Haus​haltsplanungskommission im Parlament verbessert. 

Diese positiven Entwicklungen wurden auch durch die NATO begünstigt. Seit 2005 gibt es ein umfassendes Ausbildungsprogramm für Zivilpersonal in den ukrainischen Vertei​digungs- und Sicherheitsstrukturen; seit 2006 wird die Finanzierung von Ausbildungsaktivi​täten durch ein Professional Development Program geregelt, das ukrainische Behörden zu​sammen mit dem NATO Liaison Office, dem NATO-national Program Manager und dem UK Special Defense Advisor ausgearbeitet haben. Als Ergebnis konnte die Ukraine 2007 ihren dringenden Bedarf an Zivilpersonal für die Kontrolle über das Militär decken. Neben diesen Ausbildungsaktivitäten wurden die außermilitärischen Strukturen in die NATO-Kooperation stärker eingebunden. Es entstand eine Arbeitsgruppe für die Zivile und Demokratische Kon​trolle über den Geheimdienst (Working Group on Civil and Democratic Control of the Intelli​gence Sector). 2007 wurde für die Koordinierung der Konsultationen ein ad hoc Ko​ordinierungskomitee unter der Führung der höheren Repräsentanten der Verteidigungsminis​terien gegründet.
 Die NATO initierte auch das Partnerschaftsnetzwerk für zivilgesellschaftliche Expertise (Part​nership Network for Civil Society Expertise Development), dessen Aufgabe darin besteht, die Zusammenarbeit und die Kontakte zwischen ukrainischen und europäischen NGOs zu för​dern. Insgesamt haben sich also die Voraussetzungen für eine zivile Kontrolle des Militärs wesentlich verbessert. Im Ergebnis hat die Ukraine nach der Orangenen Revolution ihre Standards im Sicherheits- und Verteidigungsbereich weitgehend an die von der NATO geforderten euro​päischen Standards angepasst.
 
Defizite in der institutionellen Angleichung be​stehen weiterhin bei der Korruption im Bereich der außermilitätischen Strukturen, die sowohl unter der Kontrolle des Präsidenten als auch der Regierung stehen und damit in die Machtkämpfe innerhalb der Exekutive nach der Orangenen Revolution verwickelt sind.
 Dies gilt ebenso für die Kontrolle über Rüstungsexporte und bei der Haushaltsumsetzung.
 . Bei der ge​genwärtigen politischen Instabilität und der Tatsache, dass die Ukraine zunächst nicht in das MAP eintreten kann,  sind weitere Fortschritte derzeit unsicher.

5.
Förderung marktwirtschaftlicher Institutionen in der Rüstungsindustrie

In der Ukraine gibt es keine reine Rüstungsindustrie. Schon zum Zeitpunkt der Unabhängigkeitserklärung im Jahr 1991 stellten nur 38% der Rüstungsunternehmen ausschließlich Rüstungsgüter her.
 Die verbleibende Produktion umfasste Waren mit ziviler und militärischer Verwendung („Dual Use - Güter“) und gehörte zu den nicht-militärischen Industriezweigen wie Mikroelektronik, Radioelektronik, Maschinenbau, Kommunikationen und Informationstechnologien, Automobilindustrie, Computertechnologien, Medizinindustrie, Chemie etc. Weiterhin waren die ukrainischen Rüstungsunternehmen aufgrund ihrer starken Integration in die ehemalige Sowjet​union sehr stark von der Transformationskrise betroffen und überlebten entweder dank weiterer Umorientierung eines Rüstungsunternehmens auf die zivile Produktion oder dank des Besitzes von technologischen Know-hows, das Wettbewerbsvorteile sicherte. Somit hat die ukrainische Rüstungsindustrie beim Transfer der marktwirtschaftlichen Institutionen eine gesamtwirtschaftliche Bedeutung. Dank der „Dual-Use“- Spezifika können institutionelle Reformen in der Rüstungsindustrie „Spillover“-Effekte auf die gesamte Wirtschaft haben. Überdies würden bei Umsetzung der NATO-Forderungen nach institutionellen Reformen in der Rüstungsindustrie die Unternehmen, die bisher von marktwirtschaftlichen Reformen weitgehend ausgenommen sind, in eine marktwirtschaftliche Grundordnung einbezogen.
Die Transformationskrise hat die Ukraine entsprechend schwer getroffen  und führte zu einer sog. Erdrutschkonversion:

· Der Anteil der Rüstungsproduktion an der gesamten industriellen Produktion fiel von 35 Prozent im Jahr 1991 weiter auf 4-6 Prozent im Jahr 2007 (Tabelle 2).

· Von früher 700 direkten Unternehmen, die zuvor ausschließlich Rüstungsgüter produzierten, existieren heute zwischen 100 und 250 Rüstungsunternehmen.
· Die Budgetausgaben für die Armee wurden gekürzt und lagen zuletzt im Jahr 1992 über 2 Prozent des BIP, wie von der NATO gefordert.
· Der Investiti​onsanteil des Budgets betrug 2001 7% und entsprach 2007 mit 18% nicht dem europäischen Standard von 20-25%.
· Die heimische Nachfrage lag 2008 bei 30 % der Rüstungsexporte. In westeuropäischen Staaten beträgt die nationale Nachfrage etwa das Dreifache der Exporte; in Russland sind nationale und externe Nachfrage in etwas gleich.

[Tabelle 2 hier]

Die Notwendigkeit zum weiteren Strukturwandel ergibt sich vor allem aus zwei As​pekten. Zum Einen wird der Anteil der militärisch-technischen Kooperation (MTK) zwischen Ukraine und Russland von 30-32% (2000-2002) weiter auf etwa 12-15% der gesamten MTK zurückgehen, ohne dass dies durch die Annäherung der Ukraine an die NATO verur​sacht wäre.
 Zum Anderen sind viele Produkte veraltet und damit nicht mehr konkurrenzfähig. Daran hat sich seither wenig geändert, so dass die Ukraine der Trend auf den Weltmärkten, sowjetische Ausrüstung durch eine Ausrüstung zu ersetzen, die den NATO-Standards entspricht, sehr stark trifft.
 Obwohl die Uk​raine nach wie vor zu den 20 größten Waffenexporteuren zählt (Tabelle 3)
  und das Land über Hunderte von Unternehmen im Militär- und Sicherheitssektor verfügt, bedroht die Ausrichtung auf sowjetische Standards die Wettbewerbsfähigkeit der Ukraine und die Integration in ein westliches Verteidigungsbündnis.

[Tabelle 3 hier] 
Der Strukturwandel wird nach wie vor durch ordnungspolitische Defizite erheblich erschwert. Rüs​tungsunternehmen sind zum Einen mehreren Ministerien sowie unabhängigen Behörden für Luft- und Raumfahrt und dem Treuhandfond für staatliches Eigentum zugeordnet. Zum Anderen fehlt bisher ein Register für Rüs​tungsunternehmen, was sicherlich auch auf die jahrzehntelange Kultur der Geheimhaltung und dessen häufigen Missbrauch für die Erlangung von Subventionen, Steuerbegünstigungen etc. zurückzuführen ist.
 Schließlich fehlt den Unternehmen der Zugang zum Kapitalmarkt; Staatseigentum kann nicht als Grundkapital für Kredite genutzt werden, Lieferverträge unterliegen der Geheimhaltungsstatus und Kredite einheimischer Banken würden auch nur für kleinere Projekte ausreichen. 
 
Ein alternativer Ausweg bieten ausländische Investitionen, insbesondere die militärisch-technische Kooperation mit NATO-Mitgliedern. Das gängige Investitionsmodel in den europäi​schen und amerikanischen Rüstungsindustrien sind die so genannten Offset-Abkom​men. Dies würde bedeuten, dass die Umrüstung der ukrainischen Streitkräfte zwar durch Importe erreicht würde, als Gegenleistung dabei aber Produktionsketten ausländi​scher Unternehmen, verbunden mit entsprechendem Technologietransfer, in Form von Joint Ventures in die Ukraine verlagert würden.
 Einerseits würden die Offset-Praktiken das Überleben der ukrainischen „Dual-Use“-Unternehmen sichern, andererseits geben sie den ukrainischen Rüstungsexporteuren die Möglichkeit, durch Offset-Angebote ihre Export​produkte attraktiver zu machen und die Wettbewerbsfähigkeiten deren Unternehmen erhöhen. Die Voraussetzung für den Ab​schluss eines Offset-Abkommens sind jedoch marktwirtschaftliche Institutionen, wie Trans​parenz, Rechtsstaatlichkeit sowie die Sicherung von Eigentumsrechten. 
Durch Kooperation mit der NATO kann also das Entstehen von marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen durch eine Förderung von ordnungspolitischer Regulierung im Dual-Use-Bereich gefördert werden.
 Eine entsprechende Kooperation fand schon im Rahmen des PfP durch die Joint Wor​king Group on Defence Reform und die Joint Working Group on Defence-Technical Coope​ration statt litt aber grundsätzlich unter dem eher deklaratorischen Cha​rakter der Beziehungen der Ukraine zur NATO unter Präsident Kutschma. 
Nach der Orangenen Revolution wurde die Kooperation zwischen der NATO und der Ukraine im Rüstungssektor im Rahmen des Intensivierten Dialogs (ID) intensiver als mit jedem anderen NATO-Partner. Einige substantielle Reformen sind umgesetzt worden: die Erhöhung des Budgetansatzes für die Modernisierung der Armee (seit 2007), das Aufheben des staatlichen Monopols in der Rüstungsindustrie (2005) und die Ausarbeitung einer gesetzlichen Basis für Offset-Abkommen (2007). Nach dem Gipfel in Bu​karest 2008 organisierte die NATO gemeinsame Treffen zwischen Vertretern ukrainischer und europäischer Rüstungsunternehmen (überwiegend Länder der Visegrad-Gruppe).

Trotz vertiefter Zusammenarbeit und grundsätzlicher Reformbereitschaft blieb die Konvergenz zu westlichen Standards bisher unvollständig.
 So gibt es widersprüchliche, veraltete und nicht veröffentlichte Erlasse durch Präsident und Regierung.
 Lediglich in den Bereichen Handels- und Gesellschaftsrecht hat eine Konvergenz zu europäi​schen Standards stattgefunden. Die Ursache für die ausbleibenden Reformen sind politische Krisen nach der Orangenen Revolution, aber auch fehlende Erfahrungen. Die ukrainischen Führungskräfte und Eliten haben wenige Erfahrungen mit den marktwirtschaftlichen Institutionen – wie z.B. Offset-Abkommen und ein Transfer von Know-how.
Der Anreiz einer NATO-MAP oder einer NATO-Mitgliedschaft wäre natürlich grundsätzlich geeignet, die Hebelwirkung der NATO und ihrer Forderung nach Transparenz und Marktwirtschaft zu erhöhen. Als Vorteil für die betroffenen Unternehmen, könnten Exportbarrieren gesenkt und Bedingungen für einen verstärkten Kapitalzufluss geschaffen werden. Außerdem würde ihnen die NATO-Forderung nach einer Anpassung des Budget Investitionsausgaben nützlich sein. Bisher hat die NATO allerdings eine klare Perspektive für die ukrainische Rüstungsindustrie im Falle eines MAP oder einer Mitglied​schaft – im Gegensatz zu entsprechenden Äußerungen Russlands über den Abbruch der MTK mit der Ukraine – nicht kommuniziert. Damit hat die NATO den Ein​fluss der wirtschaftlichen Eliten kaum berücksichtigt und diesen bei der Förderung der institutionellen Reformen in der Ukraine nicht genutzt. Erst kürzlich hat die NATO einen intensi​ven Dialog mit den Repräsentanten der ukrainischen Rüstungsunternehmen, die sich meist im Osten und im Süden der Ukraine befinden, gestartet.
 
6.
Die aktuelle Diskussion um den NATO-Beitritt bzw. ein MAP in der Ukraine

Die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine ist nach der Orangenen Revolution zum Zankapfel zwischen den po​litischen Kräften geworden. Die pro-NATO Position vertreten im ukrainischen Parlament vor allem die zwei Kernparteien der „orangenen“ Koalition: die Partei „Unsere Ukraine“ und der Block der, derzeitigen, Ministerpräsidentin Timoschenko. Allerdings bestehen hier erhebliche Spannungen zwischen Ministerpräsidentin und Präsident die, aufgrund der ordnungspolitischen Defizite, nicht unbedingt zu einer einheitlichen Politik in Bezug auf eine NATO-Kooperation und insbesondere in Bezug auf die notwendige Modernisierung der Rüstungsindustrie beitragen. Die Position der Partei der Regionen, die dieser Koalition nicht angehört, ist vage. Sie unterstützt die Kooperation mit der NATO, hält aber die NATO-Mit​gliedschaft für verfrüht.
 Dabei hat die Partei der Regionen ihre Position ent​scheidend verändert. War sie unter Kutschma wie ihr Vorsitzender, der damalige Ministerprä​sident Janukowytsch, für einen Beitritt der Ukraine zur NATO, so nimmt sie mittlerweile die Gegenposition ein. Auch bei den Linken (Sozialistische Partei, Kommunistische Partei) hat die NATO-Mitgliedschaft keinen Rückhalt. Offensichtlich wird die Ausrichtung der Außen​politik zum Spielball im politischen Machtkampf. Der Krieg in der Abchasien und Süd Ossetien hat an den unterschiedlichen Positionen der Parteien erstaunlicherweise nichts geändert.
 

Die Einflüsse von nicht-staatlichen Akteuren, den Vertretern der Untenehmen, die Rüstungsgüter produzieren, und der Zivilgesellschaft, in Fragen der außenpolitischen Ausrichtung waren bis jetzt eher schwach. Die ukrainischen Rüstungsun​ternehmen, obwohl weitgehend auf die Modernisierung der bestehenden Rüstungsunter​nehmen und die Investitionen angewiesen, sind durch die weitgehende Ver​flechtung von Russland abhängig. Ohne klare Aussichten auf die Folgen einer NATO-Annäherung der Ukraine für ihre Unternehmen, haben sie unterschiedliche Einstellungen zur NATO und verfolgen ambivalente, partikuläre Ziele. Die Unterstützung für eine NATO-Mitgliedschaft oder für die Durchführung von Re​formen, die eine solche zu einem späteren Zeitpunkt ermöglichen, müsste also wesentlich stärker aus der Zivilgesellschaft kommen. In der Ukraine sind weder pazifistische noch nationalistische Strömungen sehr ausgeprägt. Zudem geht es bei der NATO-Kooperation weder um Auf- noch um Abrüstung sondern um eine effizientere Nutzung und eine bessere Kontrolle der Produktionsmöglichkeiten. 
Letztlich müsste eine Unterstützung durch die Zivilgesellschaft eher durch das Ziel der erhöhten Sicherheit motiviert sein. Die Einstellung der Bevölkerung zur NATO wies jedoch zuletzt eine negative Tendenz auf. Noch 2002 war die Zahl der Befür​worter und Gegner mit etwa 32 Prozent nahezu gleich, während im September 2008 die Zahl der Befürworter auf 22,3 Prozent geschrumpft und die Zahl der Gegner auf 52 Prozent ange​wachsen war.
 Als Gründe für das zuletzt eher negative Image der NATO werden die NATO-Operationen im Kosovo und der Irakkrieg der USA genannt. Auch eine pro-russische Einstellung vor allem im Osten und Süden der Ukraine trug zur negativen Tendenz bei. 
Allerdings ist zu beachten, dass sich ein großer Anteil der Bevölkerung (46% im Westen und 47 % im Osten) als relativ uninformiert einschätzt, was die Kenntnisse über die NATO und mögliche Vorteile einer verstärkten Kooperation betrifft. Für die NATO bestünde eine Chance darin, ihre nicht-militärischen Hilfestellungen in den Vordergrund zu rücken, beispielsweise durch Informations​kampagnen über die Civil Emergency Planning-Kooperation zwischen der Ukraine und der NATO.
 Ob​wohl seit 2005 die NATO-Kooperation in diesem Bereich intensiviert wurde, wurde das posi​tive Potential der Civil Emergency Kooperation nach der Orangenen Revolution kaum ge​nutzt. Auch die Informationen über PfP-Treuhandfond-Projekte für die Entmilitarisierung (PFP Trust Fund demilitarization pro​jects), die zum Ziel haben, die in den letzten Jahren häufiger auftretenden Explosionen veral​teter sowjetischer Munition zu verhindern, könnten eine positive Wirkungen auf die öffentli​che Meinung haben.
 Außerdem könnte auch die Politik Russlands – e.g. die Verteilung der russischen Pässe auf der Krim, nationalistische Aussagen der russischer Führungskräfte  und der jüngste Streit um die Gaslieferungen – eine grundsätzlich stärkere pro-westliche Einstellung der Bevölkerung bewirken.

Auch auf der Seite der NATO sind noch erhebliche Hindernisse für eine stärkere Zu​sammenarbeit zu überwinden. Obwohl die Deklaration des Gipfels in Bukarest die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine begrüßte, bestehen, aufgrund der innenpolitischen Krisen und der kritischen Einstellung der Bevölkerung, Zweifel an der Bereitschaft der Ukraine für ein MAP. Außerdem verschlechterten sich nach dem Krieg zwischen Russland und Georgien die Chancen auf weitere Integrationsschritte. Schon Monate vor dem Treffen der NATO-Ukraine Kommission im Dezember 2008 wurden die Chancen, ein MAP zu erreichen, als eher gering eingestuft.
 Das von der NATO angebotene jährliche Nationale Programm (NP) wurde unterschied​lich bewertet. Tatsächlich könnte jedoch durch das NP und die Beibehaltung der Beitrittsperspektive ein quasi-MAP eingeleitet werden, das die Ukraine weitgehend an NATO-Standards heranführt. Dies hängt allerdings aufgrund der fehlenden zeitlichen Per​spektive wesentlich von der lokalen Resonanz ab, die derzeit nicht sehr positiv ist. Konkrete „Leuchtturmprojekte“ in der Zusammenarbeit insbesondere auf Unternehmensebene im Rüs​tungssektor könnten hier helfen, Überzeugungsarbeit zu leisten.

7.
Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Aus dem Fallbeispiel Ukraine wird deutlich, dass die NATO eine Alternative bei der  Annäherung der Ukraine an den Westen darstellen kann. Allerdings scheint die NATO sich diese positiven Einflusses bisher wenig bewusst bzw. konzentriert sich vor allem auf sicherheitspolitische Interessen. Mit der zunehmenden Globalisierung hat sich jedoch auch gezeigt, dass sich einzelne Konfliktfelder, also auch die sicherheitspolitischen, nicht isoliert von anderen Konfliktfeldern, insbesondere wirtschaftlichen und sozialen, lösen lassen.
Zudem hängen positive Effekte auf Demokratie und Marktwirtschaft von der Aufnahme ex​terne Anreize durch ein Land ab. Neben der EU-Mitgliedschaft stand auch die NATO-Mitgliedschaft auf der Agenda der Par​teien der Orangenen Koalition und trug so mit zur Orangenen Revolution bei. Nach der Orangenen Revolution konnten dann auch konkrete Reformen im Sicherheitsbereich verstärkt umgesetzt werden.
Budgetkontrolle und marktwirtschaftliche Regulierungen setzen sich so (langsam) durch. Nach der Orangenen Revolution wurde der Fokus der NATO-Kooperation im Bereich zivile Kontrolle über das Militär auch auf außermilitärischen Strukturen in der Ukraine erweitet. Im wirtschaftlichen Bereich konzentriert sich die NATO vor allem auf den Transfer marktwirtschaftlicher Institutionen in die Rüstungsindustrie. Ei​nige Gesetze insbesondere zum Außenhandel und zum Gesellschaftsrecht wurden inzwischen an westliche Standards angenähert. Dennoch verhindert ein großes Ausmaß an Inkonsistenz und Bürokratie nach wie vor die Modernisierung des Rüstungssektors und entsprechende Spillover-Effekte, die hiervon auf die gesamte Wirtschaft ausgehen könnten. 
Enthusiasmus und NATO-getriebener Reformeifer sind nach wie vor eher moderat. So wichtig sicherheitspolitische Anreize für demokratische und marktwirtschaftliche Refor​men sein können, bei der NATO-Integration geht es wesentlich stärker um sensible Politikbe​reiche als bei der EU-Integration. Außerdem ist die Rüstungsindustrie in der Vertretung ihrer Interessen und deren Verflechtung im konkreten Fall der Ukraine eher isoliert und hoch reformwiderständig und die Bevöl​kerung weitgehend uninformiert. Zudem ist die NATO-Politik zum Spielball der strategischen Machtkämpfe zwischen den Parteien geworden. Dies spielt evtl. eine noch stärkere Rolle für die NATO-Integration als für die EU-Integration, da bei letzterer die „bottom-up“-Kräfte we​sentlich stärker positiv eingestellt sind. 

Insgesamt ist also der Impuls der NATO-Integration für die institutionelle Reform in der Ukraine nicht zu vernachlässigen. Einige auch in westlichen Ländern schwierig umzuset​zender Reformschritte wurden in Angriff genommen. Wettbewerb und Modernisierung im Rüstungssektor zu erreichen ist, zumindest technisch gesehen, wesentlich schwieriger als Zollsätze zu senken. Würde dies aber gelingen, könnte es wesentlich zur dringend notwendi​gen Strukturreform in der Ukraine beitragen. Aufgrund der lange Zeit eher deklaratorischen NATO-Politik und der derzeit schwierigen geopolitischen Lage kann die Ukraine die NATO als Katalysator für institutionellen Wandel als signifikant aber zunächst eher perspektivisch eingeordnet werden. [image: image1][image: image2][image: image3]
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